
gleichs zu den gleichen Verpflichtungen. Unseres Erach­
tens hat deshalb auch im geltenden Recht (§ 276 BGB) 
die Erwähnung der Schuldarten und die nähere Be­
stimmung der Fahrlässigkeit als Außerachtlassen der 
im Verkehr erforderlichen Sorgfalt in erster Linie 
für die Rechtspflege die praktische Bedeutung, zwi­
schen Schuld- und Nichtschuld zu unterscheiden und 
nicht zwischen den beiden Schuldarten zu differenzie­
ren. Die Problematik in der Praxis besteht darin, die 
Frage zu klären, ob sich ein Schadensverursacher ord­
nungsgemäß und damit schuldlos verhalten hat oder ob 
er schuldhaft handelte.
In einem untergeordneten Umfang spielt allerdings 
auch im Zivilrecht die psychologische Struktur der 
Schuld eine Rolle. So ist z. B. vorgesehen, daß der ver­
tragliche Ausschluß der Verantwortlichkeit bei vorsätz­
lichem Verhalten nicht zulässig sein soll. Auch im Ver­
sicherungsrecht gibt es Regelungen, die den Versiche­
rungsschutz bei vorsätzlichem Handeln ausschließen. 
Die Unterscheidung zwischen Vorsatz und Fahrlässig­
keit hat also keine direkte Bedeutung für die Begrün­
dung von Schadenersatzpflichten; sie hat vielmehr in 
gewissem Umfang auf einige mit der Schadenersatz­
pflicht zusammenhängende Fragen Einfluß.
Ginge es allein darum, diejenigen Fälle zu regeln, in 
denen die Unterscheidung zwischen Vorsatz und Fahr­
lässigkeit rechtserheblich ist, so würde es genügen, 
wenn im Gegensatz der nicht näher bestimmte Begriff 
des Vorsatzes verwendet würde. Das könnte so geregelt 
werden, daß bestimmte Rechtsfolgen an vorsätzliches 
und andere an nicht vorsätzliches schuldhaftes Verhalten 
geknüpft werden. Die Schuldarten allein unter dem Ge­
sichtspunkt dieses begrenzten Verwendungszwecks 
zu regeln, entspräche aber nicht ihrer generellen Be­
deutung. Da sich das Gesetz in einem erheblichen Um­
fang unmittelbar an die Bürger richtet, muß auch ge­
sagt werden, daß ein Bürger nur dann schuldhaft han­
delt, wenn er vorsätzlich oder fahrlässig handelt. Damit 
wird im Gesetz betont, daß die Schuld nicht abstrakt 
ist, sondern sich in bestimmten psychischen Erschei­
nungsformen ausdrückt. Es würde genügen, wenn in 
den allgemeinen schuldrechtlichen Bestimmungen ge­
sagt würde, daß Vorsatz und Fahrlässigkeit die beiden 
Arten schuldhaften Verhaltens bilden. Ihrer näheren 
begrifflichen Bestimmung bedarf es u. E. nicht. Die ge­
sellschaftliche Beurteilung dieser psychologischen 
Strukturen wird durch den allgemeinen Verschuldens­
maßstab, der auch die Betriebe umfaßt, vorgenommen.
Auch die Beschreibung der wesentlichen Merkmale der 
psychologischen Strukturen im Gesetz ist u. E. nicht 
zweckmäßig, da die Gefahr bestünde, daß das Verhält­
nis zwischen dem Verschuldensmaßstab und den im 
wesentlichen auf die Erfassung psychischer Merkmale 
gerichteten Vorsatz- und Fahrlässigkeitsbegriffen un­
klar würde.
Die Tatsache, daß im allgemeinen Schuldrecht die 
Schuldarten Vorsatz und Fahrlässigkeit erwähnt wer­
den, ist nicht nur im Hinblick auf einige Rechtsfolgen 
bedeutsam. Durch eine solche Regelung wird die not­
wendige spezifisch zivilrechtliche Verschuldensregelung 
— wie sie insbesondere im Versuldensmaßstab ihren 
Ausdruck findet — zugleich auch mit anderen Verant­
wortlichkeitssystemen verbunden und hierdurch eine 
gewisse Vergleichbarkeit zwischen den einzelnen Ver­
antwortlichkeitsregelungen hergestellt. Dies trifft z. B. 
zu im Verhältnis zum Arbeitsrecht, zum LPG-Recht 
und nicht zuletzt auch zum Strafrecht. In diesen Rechts­
zweigen wird das Verschulden vor allem durch die nä­
here Bestimmung der beiden Schuldarten geregelt. Da­
durch, daß die Schuldarten Vorsatz und Fahrlässigkeit 
im allgemeinen Schuldrecht, in dem ja die Verantwort­
lichkeit als vertragliche Verantwortlichkeit konzipiert

wurde, erwähnt werden, wird auch die Brücke zur 
außervertraglichen Verantwortlichkeit geschlagen, in 
der die Schuldarten eine weitaus größere Rolle spielen. 
Es können die einzelnen Verantwortlichkeitsregelun­
gen im ZGB aus einer einheitlichen zivilrechtlichen 
Verantwortlichkeitskonzeption entwickelt werden.
Zum Begriff der groben Fahrlässigkeit
Weiterhin ist die Frage zu prüfen, ob der Begriff der 
groben Fahrlässigkeit in das Gesetz eingeführt werden 
soll. Die grobe Fahrlässigkeit ist z. B. bisher als Grund­
lage der Schadenersatzpflicht in Gefälligkeitsverhält­
nissen angesehen worden.
Der Begriff der groben Fahrlässigkeit hat sich durch 
das BGB eingebürgert. Dabei muß aber beachtet wer­
den, daß der Unterschied zur normalen oder leichten 
Fahrlässigkeit keine Unterscheidung hinsichtlich der 
psychologischen Struktur des Handelns zum Inhalt hat. 
Diese Unterscheidungen erfolgen durch die Begriffe 
bewußte und unbewußte Fahrlässigkeit.
Im BGB hängt die Verwendung des Begriffs grobe 
Fahrlässigkeit mit der Fahrlässigkeitsdefinition des 
§ 276 BGB zusammen. In ihm ist ein abstraktes Maß 
zur Bestimmung der Fahrlässigkeit geregelt. Grobe 
Fahrlässigkeit bedeutet deshalb, daß dieses abstrakte 
Maß in anderer Weise als im normalen Fall anzuwen­
den ist. Es wird eine grobe oder auch erhebliche Ab­
weichung vom normalen Maß gefordert. Damit wird 
aber nicht gesagt, daß ein grobes, individuell bestimm­
tes subjektives Versagen vorliegt. Deshalb kann eine 
grobe Fahrlässigkeit auch Ausdruck eines unbewußt 
fahrlässigen Handelns sein.
Die an die subjektive Seite zu stellenden Anforderun­
gen sind allgemein als Verschuldensmaßstab und nicht 
als Fahrlässigkeitsmaßstab dargestellt worden. Der 
Grund hierfür liegt darin, daß durch diesen Maßstab 
auch das Verschulden eines Betriebs erfaßt werden 
muß. Wird von dieser Konzeption ausgegangen, so ist 
es theoretisch unexakt, die grobe Abweichung von den 
in einem Verschuldensmaßstab gestellten Anforderun­
gen als grobe Fahrlässigkeit zu bezeichnen. Richtiger 
müßte im Gesetz von grobem Verschulden gesprochen 
werden. Ein solches Verschulden würde, soweit es sich 
auf das Handeln von Bürgern bezieht, sowohl vor­
sätzliches als auch grob fahrlässiges Verhalten um­
fassen.
Es gibt allerdings zwei Gründe, die es möglich erschei­
nen lassen, den Begriff der groben Fahrlässigkeit doch 
zu verwenden. Einmal steht die Regelung der groben 
Fahrlässigkeit nach unserer Übersicht ausschließlich 
mit dem Handeln von Bürgern und nicht von Kollek­
tiven im Zusammenhang, und zum anderen hat sich der 
Begriff der groben Fahrlässigkeit so stark eingebürgert, 
daß eine nicht unbedingt notwendige Begriffsverände­
rung unterbleiben sollte. Vertritt man den letzten 
Standpunkt und verwendet den Begriff grobe Fahr­
lässigkeit in den jeweils in Frage kommenden besonde­
ren Fällen, so muß zumindest Klarheit darüber be­
stehen, daß grobe Fahrlässigkeit keine Veränderung der 
psychologischen Struktur bedeutet, sondern eine Ver­
änderung bei der Anwendung des Verschuldensmaß­
stabs.
Eine Regelung, die die angestelltcn Überlegungen zum 
Verschuldensmaßstab, zu den Schuldarten und zu der 
Beweisfrage berücksichtigt, könnte im Anschluß an die 
bereits oben dargelegten Vorschläge wie folgt lauten:

(4) Ist eine zivilrechtliche Pflicht verletzt worden, 
so wird das Vorliegen eines schuldhaften Verhaltens 
vermutet. Der Nachweis, daß kein Verschulden vor­
liegt, obliegt demjenigen, der die Pflicht verletzt hat.
(5) Die schuldhafte Verletzung einer zivilrechtlichen 
Pflicht liegt dann vor, wenn der Partner sich nicht 
so verhalten hat, wie es in der gegebenen Lage unter

432


